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Bekanntmachung 
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Vorbemerkung 

Das Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (BMLEH) hat mit der Veröffentlichung seiner Stra-
tegie „Moderne Agrarexporte Made in Germany“ sein Agrarexportförderprogramm strategisch unterlegt. Das Pro-
gramm, das im Zuge der Umsetzung der Agrarexportstrategie neu strukturiert werden soll, ist ein wichtiges Instrument 
zur Umsetzung der im Dezember 2025 erschienenen BMLEH-Agrarexportstrategie. Die Maßnahmen dienen grund-
sätzlich der Stärkung der Außenhandelsbeziehungen im Agrar-, Forst- und Ernährungsbereich und der Exportbemü-
hungen vorrangig kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) der Agrar-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft 
mit Sitz in Deutschland. Ziel ist, bestehende Märkte zu pflegen und neue ausländische Absatzmärkte zu erkunden 
sowie Handelskontakte zu schließen. Dabei sollen auch explizit Unternehmen angesprochen werden, die noch nicht 
exportieren oder neue Märkte für sich erkunden wollen. Das Programm trägt auf diese Weise zur Wertschöpfung, 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen und Stärkung der Land-, Lebensmittel-, Forst- und Fischereiwirtschaft in 
Deutschland, insbesondere in den ländlichen Räumen, bei. 

Einen Überblick über das Agrarexportförderprogramm (Stand 2021) gibt es unter: 

https://www.agrarexportfoerderung.de/was-wir-foerdern 

Mehr Informationen zur Agrarexportstrategie sind unter folgendem Link verfügbar: 

https://www.bmleh.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/Agrarexportstrategie.pdf?__blob=publicationFile&v=7 

1 Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage 

1.1 Förderziel und Zuwendungszweck 

Im Rahmen der Agrarexportstrategie lädt das BMLEH Organisationen und Unternehmen der Agrar-, Forst-, Fischerei- 
und Ernährungswirtschaft, einschließlich Land- und Forsttechnik, und insbesondere KMU ein, gemeinsam neue Ideen 
und Aktivitäten zu entwickeln. Diese sollen die Agrar-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft im Rahmen der 
Agrarexportförderung nachfrageorientiert, modern, innovativ und effizient unterstützen. 

Diese Bekanntmachung trägt direkt zur Umsetzung der Agrarexportstrategie und damit zur Stärkung der Wirtschafts-
kraft insbesondere ländlicher Räume bei, indem sie die Agrarexportförderung für neue Akteure, Themen und Formate 
öffnet. Es sollen Ideen und Anstöße generiert werden, die dazu beitragen,   

– der Bedeutung der Außenwirtschaft im Agrar- und Ernährungsbereich Sichtbarkeit zu verschaffen,   

– regionale Identität als Visitenkarten von ländlichen Räumen auch für internationale Märkte zu profilieren,   

– die Umsetzung der Agrarexportstrategie zu unterstützen und   

– neue Förderansätze im Rahmen des Agrarexportförderprogramms zu erproben. 

1.2 Rechtsgrundlage 

Der Bund gewährt die Zuwendungen nach Maßgabe der §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung BHO und der 
dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie der dazugehörigen Nebenbestimmungen. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Die Bewilligung erfolgt durch die Bundesanstalt 
für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) im Auftrag des BMLEH. Das BMLEH entscheidet aufgrund seines pflicht-
gemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Die eingereichten Vorhaben stehen miteinander im 
Wettbewerb. 

Bei den auf der Grundlage dieser Richtlinie beantragten Zuwendungen handelt es sich in der Regel um Beihilfen im 
Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). Deren Förderung 
richtet sich daher nach der Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung 
der Artikel 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
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2 Gegenstand der Förderung 

Die Bekanntmachung bezieht sich auf Maßnahmen, die folgende Zielsetzungen umfassen:   

– Pflege bestehender oder die Erkundung neuer Märkte für die Agrar-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft, 
einschließlich Land- und Forsttechnik, insbesondere entlang bestehender Freihandelsabkommen (insbesondere 
MERCOSUR, Mexiko, Chile, CETA, Australien, Indien, Indonesien, Japan, Neuseeland) sowie entlang möglicher 
zukünftiger Freihandelsabkommen (Philippinen, Thailand, Malaysia, Vereinigte Arabische Emirate) und im Hinblick 
auf andere wichtige Märkte, die für die Wirtschaft relevant sind.   

– Ansprache und Unterstützung von Unternehmen, insbesondere KMU, die bisher nicht exportieren, auch aus dem 
weiteren Bereich der Bioökonomie.   

– Abbau von Markteintrittsbarrieren durch Wirtschaftskooperationen.   

– Erschließung von Exportpotentialen für Produkte und Dienstleistungen der nachhaltigen Forstwirtschaft sowie für 
Innovationen bei Holzbau-Technologien und forsttechnischen Lösungen.   

– Sourcing relevanter Rohstoffe für die Agrar-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft.   

– Stärkung von Ernährungssicherheit, Ressourceneffizienz und Handelsbeziehungen durch Exporte von Technik oder 
Produktinnovationen.   

– Gemäß der Agrarexportstrategie ist eine Verzahnung der Agrarexportförderung mit weiteren Instrumenten des 
BMLEH gewünscht. Dies betrifft insbesondere das Auslandsmesseprogramm (https://www.german-pavilion.com/ 
de/portal/fairs?programme=bmel&future_events=true) und die bilateralen Kooperationsprogramme Agrar und Forst 
(zum Beispiel Projekte mit der Afrikanischen Union, Äthiopien, Brasilien, China, Cote d’Ivoire, Indien, Kasachstan, 
Kolumbien, Moldau, Marokko, Mongolei, Sambia, Südafrika, Thailand, Türkei, Ukraine, Uruguay, Usbekistan, Viet-
nam, Westbalkan). Weitere Anknüpfungspunkte ergeben sich bei der Zusammenarbeit mit der Welternährungsor-
ganisation (FAO), der Forschungskooperation Welternährung, der Förderung der bilateralen Forschungskooperatio-
nen zu Agrar-, Ernährungs- und Forstthemen und des Wissensaustausches für internationale nachhaltige Agrar- 
und Ernährungssysteme sowie Waldbewirtschaftung, der Internationalen Bioökonomie, den Foren für nachhaltigen 
Kakao und Palmöl sowie bei der internationalen Zusammenarbeit im Geschäftsbereich des BMLEH und den insti-
tutionell geförderten Einrichtungen des BMLEH. 

Zur Erreichung dieser strategischen Ziele sollen im Rahmen der Zuwendung Vorhaben umgesetzt werden, die zu 
folgenden aktuellen Schwerpunkten der Agrarexportstrategie beitragen, wobei die Aufzählung nicht abschließend ist:   

– Angebote, auch niedrigschwellig, zu Ansprache, Information und Befähigung von noch nicht exportorientierten 
Unternehmen, insbesondere Start-ups.   

– Angebote, die dazu beitragen, für Unternehmen notwendige Informationen zur Verfügung zu stellen.   

– Identifizierung, Analyse und Priorisierung neuer Zielmärkte mit hohem Exportpotential für die dt. Agrar-, Forst-, 
Fischerei- und Ernährungswirtschaft in Bezug auf konkrete Produktgruppen, Zielländer oder bestimmte Handels-
hemmnisse.  

– Förderungen von Konzepten, Formaten und Papieren, die relevante außenhandelspolitische Fragestellungen be-
leuchten.  

– Förderung von Formaten zur internationalen Positionierung deutscher Expertise im Bereich der nachhaltigen Wald-
bewirtschaftung und der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe als Beitrag zur globalen Bioökonomie.   

– Stärkung der Marke „Made in Germany“.   

– Export-Inkubatoren für die Stärkung der Agrar-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft (Branchenexperten).   

– Heimat-Marketing: Smarte Vermarktung von Produktgruppen „Made in Germany“ im Ausland, die Herkunft mit 
modernsten Produktionsstandards, traditionellen Verfahren, Rezepturen oder Storytelling verknüpfen (Imageför-
dernde Maßnahmen).  

– Innovationen innerhalb von Wertschöpfungsketten (zum Beispiel Digital Trade oder Innovationen im Bereich Trans-
portwesen).  

– Stärkung der internationalen Vermarktung von Agrarerzeugnissen, Lebensmitteln und Weinen mit geschützten geo-
grafischen Angaben (g.g.A.) und geschützten Ursprungsbezeichnungen (g.U.) sowie Spirituosen mit geografischen 
Angaben.   

– Erschließung von Exportpotentialen für Produkte, Verfahren und Technologien im Bereich innovativer biobasierter 
Wertschöpfungsketten, im Rahmen des Ausbaus einer Bioökonomie.   

– Steigerung des Außenhandels von Produktgruppen mit hohen ökologischen und sozialen Standards.   

– Stärkung der Krisenfestigkeit und somit Stabilität des Sektors. 

Gefördert werden Organisations-, Reise- und Veranstaltungskosten und Honorare, die nachgewiesen vorhabenbezo-
gen sind, Sachinvestitionen werden nicht gefördert. Eine beispielhafte Auflistung der förderfähigen Ausgabenpositio-
nen findet sich hier: 

https://www.ble.de/SharedDocs/Downloads/DE/Marktorganisation/Absatzfoerderung/Exportfoerderung/InfoBlatt_zur 
_Antragstellung.pdf?__blob=publicationFile&v=3 
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3 Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger kann grundsätzlich eine überregionale nichtstaatliche Organisation als juristische Person sein, 
die im Bereich der deutschen Agrar-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft einschließlich Land- und Forsttech-
nik sowie der Bioökonomie tätig ist und die eine Niederlassung in der Bundesrepublik Deutschland hat. 
Antragsberechtigt sind ferner Zusammenschlüsse von mehr als fünf Unternehmen mit Niederlassung in Deutschland, 
bevorzugt KMUs, deren Geschäftstätigkeit in den Bereich der Agrar-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft 
einschließlich Land- und Forsttechnik sowie der Bioökonomie fällt und die Güter oder Dienstleistungen auf einem 
Markt anbieten. Auch öffentliche Einrichtungen können Unternehmen sein, sofern sie wirtschaftlich tätig sind. Zuwen-
dungen können nicht an einzelne Unternehmen und Zusammenschlüsse von weniger als fünf Unternehmen bewilligt 
werden. 
Weiterhin müssen folgende Voraussetzungen vorliegen: 
a) Die Antragsteller bekennen sich zu den Werten der freiheitlichen demokratischen Grundordnung und des Grund-

gesetzes und richten ihr Handeln danach aus.   
b) Die Antragsteller haben eine Niederlassung in Deutschland. 
Politische Parteien sowie nicht rechtsfähige Organisationen beziehungsweise Organisationseinheiten sind nicht an-
tragsberechtigt. 

4 Art und Umfang, Höhe der Förderungen 
Die Zuwendungen werden auf dem Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbare Zuschüsse auf Grundlage der 
zuwendungsfähigen, vorhabenbezogenen Ausgaben als Anteilsfinanzierung individuell grundsätzlich bis zu einem 
Anteil von maximal 50 % gewährt. Die geförderten Maßnahmen sind grundsätzlich bis zum 31. Dezember 2026 durch-
zuführen, in Ausnahmefällen und bei Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln können auch Projekte mit einer Laufzeit bis 
Ende 2027 gefördert werden. Der Planungszeitraum (Bewilligungszeitraum) sollte eine angemessene Frist für die Vor- 
und Nachbereitung des Vorhabens berücksichtigen. Der Bewilligungszeitraum umfasst nicht die Vorlage des Verwen-
dungsnachweises (sechs Monate nach Ende des Bewilligungszeitraumes). Der Gesamtbetrag der einem einzigen 
Unternehmen von einem Mitgliedstaat gewährten De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Jahren vor 
Antragstellung den Betrag von 300 000 Euro nicht übersteigen. Bei gemeinsamer Antragstellung gilt dies für jedes 
Unternehmen. 

5 Kumulierungsregeln 
Es gelten die Kumulierungsregelungen des Artikels 5 der Verordnung (EU) 2023/2831. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6.1 Kein vorzeitiger Vorhabenbeginn vor Zugang des Zuwendungsbescheids 
Mit den Vorhaben darf grundsätzlich vor der Bewilligung noch nicht begonnen worden sein. Vorhabenbeginn ist 
entweder der Beginn der Tätigkeiten oder die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Ausrüstung 
beziehungsweise zur Inanspruchnahme von Dienstleistungen oder eine andere Verpflichtung (insbesondere also der 
Abschluss von Liefer- oder Leistungsverträgen), wobei der früheste dieser Zeitpunkte maßgebend ist. Die Bewilli-
gungsbehörde kann im Einzelfall zulassen, dass ein Vorhaben nach Antragstellung, aber vor der Bewilligung begonnen 
wird. Vorarbeiten wie die Einholung von Genehmigungen und die Erstellung von Durchführbarkeitsstudien gelten nicht 
als Beginn der Arbeiten oder der Tätigkeit. 
6.2 „De-minimis-Erklärung“/„De-minimis-Bescheinigung“ 
Eine Förderung aufgrund dieser Richtlinie ist grundsätzlich nur dann möglich, wenn insbesondere die Voraussetzung 
des Artikels 3 Absatz 2 der De-minimis-Verordnung (EU) 2023/2831 erfüllt ist. Danach darf der Gesamtbetrag der 
einem einzigen Antragsteller gewährten De-minimis-Beihilfe in einem Zeitraum von drei Jahren 300 000 Euro nicht 
übersteigen. Um diese Voraussetzung sicherzustellen, muss jeder Antragsteller zusammen mit dem Förderantrag eine 
„De-minimis-Erklärung“ einreichen, die von ihm nach bestem Wissen und Gewissen auszufüllen ist. Das entspre-
chende Formular stellt die BLE dem Antragsteller zur Verfügung. Soweit nach Prüfung des vollständigen Förderan-
trags und der „De-minimis-Erklärung“ eine Förderung des Antragstellers erfolgt, erhält der Antragsteller zusammen 
mit dem Zuwendungsbescheid eine „De-minimis-Bescheinigung“, die den auf der Grundlage der De-minimis-Verord-
nung (EU) 2023/2831 gewährten Gesamtförderbetrag aufführt. 
6.3 Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofs bei Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
Nach § 91 Absatz 1 Nummer 3 BHO ist der Bundesrechnungshof vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelung be-
rechtigt, bei Stellen außerhalb der Bundesverwaltung zu prüfen, wenn diese vom Bund Zuwendungen erhalten. Die 
Bereitschaft des Zuwendungsempfängers zur Kooperation im Falle einer Prüfung durch den Bundesrechnungshof ist 
Zuwendungsvoraussetzung. 
Während und nach der Durchführung eines geförderten Vorhabens ist die Informations- und Kommunikationsarbeit 
des BMLEH zum Zwecke der öffentlichen Darstellung der Vorhabenergebnisse zu unterstützen. Dazu gehört insbe-
sondere die Mitwirkung bei der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des BMLEH. Bei Veranstaltungen, Veröffentlichun-
gen oder Ähnlichem des Zuwendungsempfängers ist in geeigneter Weise darauf hinzuweisen, dass das Vorhaben 
durch das BMLEH gefördert wurde. Bei allen Veröffentlichungen (zum Beispiel Berichten, Broschüren, Faltblättern, 
Programmheften, Einladungen, Filmmaterial, Internet) sowie bei Veranstaltungen ist mindestens das Logo des BMLEH 
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mit dem Förderzusatz: „Gefördert durch Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat aufgrund eines 
Beschlusses des Deutschen Bundestages“ zu platzieren. 

Die Zuwendungsempfänger verpflichten sich zur Teilnahme an den Maßnahmen des in diesem Punkt beschriebenen 
Begleitprogramms zur Unterstützung und Vernetzung sowie aktiv an Vernetzungsformaten zum Fachaustausch und 
Wissenstransfer mitzuwirken. 

Die Zuwendungsempfänger haben in die Weitergabe an Dritte oder die Veröffentlichung folgender Angaben einzuwil-
ligen und, soweit erforderlich, die Einwilligung betroffener Dritter schriftlich mit Antragstellung nachzuweisen:   

– Name und Ort des Zuwendungsempfängers;   

– Ort der Vorhabendurchführung;   

– Bezeichnung des Vorhabens;   

– Gegenstand der Förderung;   

– Wesentlicher Inhalt des Vorhabens;   

– Förderbetrag, Förderanteil;   

– Förderdauer. 

Die Zuwendungsempfänger müssen sich damit einverstanden erklären, dass das BMLEH Veröffentlichungen über das 
Projekt in hierfür geeigneten Medien herausgeben und den Namen der geförderten Organisation sowie Höhe, Zweck 
und weitere Rahmenbedingungen der Förderung bekannt geben kann. Die gewährten De-minimis-Beihilfen werden 
nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2023/2831 im De-minimis-Register auf Unionsebene erfasst. 

7 Verfahren 

Die Auswahl der Zuwendungsempfänger erfolgt im Rahmen eines ergebnisoffenen, wettbewerblichen Bewertungs-
verfahrens gemäß dieser Bekanntgabe und besteht aus einem Interessenbekundungs- und einem Antragsverfahren. 

7.1 Interessenbekundung 

Antragsberechtigte entwickeln Ideenskizzen (maximal zehn Seiten inklusiver aller Anhänge). Die Ideenskizzen müssen 
eine Vorhabenbeschreibung und einen Budgetplan, aus dem die Aufteilung der jeweiligen Beträge auf die einzelnen 
Jahre ersichtlich ist, beinhalten. Die Ideenskizzen sind in Schriftgröße 12, Times New Roman, mit einem Zeilenabstand 
von 1,5 zu verfassen. Die zu nutzende Vorlage findet sich hier: 

https://www.ble.de/SharedDocs/Downloads/DE/Marktorganisation/Absatzfoerderung/Exportfoerderung/ 
Vorhabenbeschreibung.docx?__blob=publicationFile&v=2 

Deckblatt und Inhaltsverzeichnis zählen nicht zum Umfang. Die Bewertung erfolgt anhand einer Punktevergabe und 
die Ideenskizzen mit den höchsten Punkten werden, sofern Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, gefördert. Miss-
achtung der genannten Vorgaben führt zu Punktabzug bei der Bewertung. 

Die Ideenskizzen sind bis zum 

15. Juli 2026 

per E-Mail beim Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat einzureichen: 

Exportkoordinierung@bmleh.bund.de 

Der Betreff soll das Stichwort „Ideenskizze“ sowie einen passenden Projekttitel beinhalten. 

Aus der Vorlage einer Ideenskizze kann kein Anspruch auf eine Förderung abgeleitet werden und bei einer Förderung 
kann nicht auf künftige Förderungen geschlossen werden. 

Die eingegangenen Ideenskizzen werden anhand der folgenden Kriterien bewertet:  

– Qualität der Projektidee, insbesondere inhaltliche Passung zu den Förderschwerpunkten des Agrarexportförderpro-
gramms;   

– Klar erkennbarer Beitrag zur Umsetzung der Agrarexportstrategie;   

– Klar erkennbarer Nutzwert für Unternehmen, insbesondere KMU;  

– Innovationsgehalt und Originalität der Skizze (Beitrag zur Weiterentwicklung des Förderprogramms) sowie Kom-
patibilität und Interoperabilität unter Berücksichtigung bestehender Strukturen und Schnittstellen;   

– Umsetzbarkeit und Qualität des Projektplans;  

– Wirkungspotential, insbesondere Nachhaltigkeit von Ideenansatz, Ausstrahlungskraft und Breitenwirkung des Pro-
jekts sowie Übertragbarkeit und Referenzcharakter. 

In der Ideenskizzen kann auch dargestellt werden, bei welchen Punkten der Antragsberechtigte auf zusätzliche inhalt-
liche oder technische Unterstützung angewiesen ist (zum Beispiel Einbeziehung von behördlicher Expertise aus 
Deutschland). 

7.2 Die Antragstellung erfolgt über die Bewilligungsbehörde. 

Nachdem das BMLEH über eine Förderung im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel entschieden hat, werden die 
antragsberechtigten Unternehmen aufgefordert, einen Zuwendungsantrag, inklusive einer Vorhabenbeschreibung und 
einem Budgetplan, aus dem die Aufteilung der jeweiligen Beträge auf die einzelnen Jahre ersichtlich ist, einzureichen. 
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Die spezifischen Antragserfordernisse werden mit der Aufforderung zur Antragseinreichung durch die Bewilligungs-
behörde mitgeteilt. 

7.3 Bewilligungsverfahren; Aufbewahrungspflichten 

Die Antragstellung erfolgt über die Bewilligungsbehörde BLE. Die Antragsberechtigten versichern bei der online vor-
genommenen Antragstellung, dass mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde. Dem Antrag ist zudem eine Er-
klärung über die in den letzten drei Jahren vor Antragstellung erhaltenen und beantragten De-minimis-Beihilfen („De- 
minimis-Erklärung“) beizufügen. 

Die Bewilligungsbehörde erlässt nach Prüfung schriftlich den Zuwendungsbescheid an den Zuwendungsempfänger. 
Die Bewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden. Die Bewilligungsbehörde stellt dem Zuwen-
dungsempfänger eine „De-minimis-Bescheinigung“ über die gewährte Beihilfe aus. Diese Bescheinigung ist zehn 
Jahre aufzubewahren. 

7.4 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Die Zuwendung wird auf Anforderung des Zuwendungsempfängers (§ 44 VV BHO) von der Bewilligungsbehörde aus-
gezahlt. Nach Auszahlung sind die Mittel innerhalb von sechs Wochen zweckentsprechend zu verwenden. 

7.5 Verwendungsnachweis 

Hier gelten die allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P). 

7.6 Monitoring und Wirkungsmessung (Erfolgskontrolle) 

Zuwendungsempfänger müssen bei Antragstellung darlegen, inwiefern die Ideenskizze auf die Ziele und Umsetzung 
der Agrarexportstrategie einzahlt und wie dies gemessen werden kann. Anhand der Zielerreichungsmessungen der 
einzelnen Maßnahmen erfolgt eine Erfolgskontrolle der Bekanntmachung. Zur Durchführung einer möglichen Erfolgs-
kontrolle sind die Zuwendungsempfänger verpflichtet, sich an evaluierenden Maßnahmen zu beteiligen sowie dem 
BMLEH oder den damit beauftragten Institutionen Daten und Informationen für die Bewertung des Erfolgs der För-
dermaßnahme sowie zur Bearbeitung möglicher projektübergreifender Begleitforschung und Evaluation zeitnah be-
reitzustellen. Die Informationen werden ausschließlich im Rahmen der gegebenenfalls erfolgenden Evaluation verwen-
det, vertraulich behandelt und so anonymisiert veröffentlicht, dass ein Rückschluss auf einzelne Personen oder Or-
ganisationen nicht möglich ist. 

7.7 Weitere zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
sowie die §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, soweit nicht in dieser Bekanntmachung Abweichungen 
von den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zugelassen worden sind. 

Vertreter des BMLEH und von ihr beauftragte Dritte sind berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern Kontrollen und 
Prüfungen, insbesondere auch Vor-Ort-Kontrollen, durchzuführen. Diesen Vertretern sind jederzeit auf Verlangen er-
forderliche Auskünfte zu erteilen, Einsicht in Bücher und Unterlagen zu gewähren sowie Prüfungen zu gestatten. 

Der Bundesrechnungshof ist gemäß § 91 BHO ebenfalls zur Prüfung berechtigt. 

Wird im Rahmen von Prüfungen und Kontrollen nach der Gewährung der Zuwendung eine unzulässige Kumulierung 
mit anderen Beihilfen festgestellt, hat der Zuwendungsempfänger die Zuwendung vollständig oder anteilig an die 
Bewilligungsbehörde BLE zurückzuzahlen. Eine Pflicht zur vollständigen oder anteiligen Rückzahlung besteht auch, 
wenn festgestellt wird, dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Zuwendung zum Zeitpunkt der Bewilligung 
nicht vorlagen. 

Die Zuwendung stellt eine Subvention im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) dar. Tatsachen, von denen 
die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung oder das Belassen der Zuwendung abhängig sind, sind subventionser-
heblich im Sinne von § 264 StGB und ein Subventionsbetrug ist nach dieser Vorschrift strafbar. 

8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Bekanntmachung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 

Diese Bekanntmachung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2026 außer Kraft. Auch nach Ablauf dieser Richtlinie können 
laufende Vorhaben weitergeführt werden und Zuwendungen ausgezahlt werden, soweit die jeweils zugrundeliegenden 
Zuwendungsbescheide den Antragstellern bis spätestens zum 30. September 2026 zugegangen sind. 

Bonn, den 26. Mai 2026 

Bundesministerium 
für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 

Im Auftrag 
Ant je  Frehse 

Bekanntmachung
Veröffentlicht am Freitag, 5. Juni 2026
BAnz AT 05.06.2026 B7
Seite 5 von 5


		Bundesanzeiger Verlag GmbH
	2026-06-02T13:34:57+0200
	Bundesanzeiger Verlag GmbH




